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Stellungnahme der Verwaltung 

Zum Anschreiben vom 09.07.2112: 

Die Planungsvariante 2 wird Grundlage für das weitere Verfahren.  

Die Umwandlung der als Grabeland gepachteten Flächen (es handelt 
sich hier nicht um Hausgärten) erfolgt nicht, um Weideland zu schaffen, 
sondern um ökologisch wertvolle Flächen für den Artenschutz zu be-
wahren bzw. zu erweitern. Die Beweidung der Flächen ist Teil der Pfle-
ge- und Erhaltungsmaßnahme für diese Flächen. 

Die öffentliche Grünfläche ist ein wesentlicher Bestandteil des ökologi-
schen Konzepts zur Minderung und Kompensation des Eingriffs durch 
die neue Bebauung. Die Festsetzung entspricht auch den Zielen des 
Flächennutzungsplanes sowie des Landschaftsplanes. Gleichzeitig ist 
die Fläche als Puffer zur Sicherung der für den Artenschutz wichtigen 
und hochwertigen Flächen (Bruthabitat Steinkauz) außerhalb des Plan-
gebiets. Dieser Aspekt führte ja bereits zu der Reduzierung der Bauflä-
chen und des ursprünglichen Plangebiets.  
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Im Rahmen der ganzheitlichen Planung durch den landschaftspflegeri-
schen Begleitplan sind eine Vielzahl vom Maßnahmen vorgesehen, die 
die vorhandenen erhaltenswerten Bäume und Bewuchsstrukturen si-
chern und ergänzen. Es entsteht so ein vielfältiger und hochwertiger 
Lebens- und Freiraum. 

Aus diesem Grunde ist es auch notwendig, Pachtverträge für Grabe-
landflächen zu kündigen. Auf diesen bestehen (nicht genehmigte) Nut-
zungen von Freizeiteinrichtungen (Kleingärten, Lauben u. ä.) im Frei-
raum. Die Verpachtung erfolgte zu sehr günstigen Pachtbedingungen 
an die jetzigen Nutzer. Gestattet sind hier nur einjährige Pflanzungen.  
Im Laufe der Zeit entstanden dort stattdessen jedoch ungenehmigte 
Freizeitgärten mit den entsprechenden Aufbauten und Pflanzungen. 
Den heutigen Nutzern dieser Flächen wird an anderer Stelle im Ortsteil 
Flächenersatz als Grabeland angeboten werden.  

Das Gesamtkonzept führt dazu, dass der Eingriff in Natur und Land-
schaft innerhalb des Bebauungsplans vollständig kompensiert werden 
kann.  

Das Landschaftsbild mit Streuobstwiesen bleibt erhalten.  

 

Zur Anlage „Liste der Einwendungen“: 

Zu 1) 

Die Feuer-/Rettungswache und die Kindertagesstätte wurden auf der 
Grundlage des § 35 Abs. 2 BauGB rechtsgültig genehmigt. Sie entspre-
chen den Zielen des Flächennutzungs- und Bebauungsplans. Der 
Landschaftsplan befindet sich in der Neuaufstellung und wird die neuen 
Baugebiete berücksichtigen.  

Zu 2.) 

Die Größe der Feuer-/Rettungswache entspricht dem Bedarf des 
Raumprogramms. Erste Vorkonzepte ohne genaue Bedarfsangabe 
konnten davon abweichen.  

Zu 3.) 

Die Bebauung dient der Deckung des Wohnbedarfs der Stadt Leverku-
sen. 

Die Bevölkerung Leverkusens wird seit Jahren durchschnittlich älter. 
Dieser Prozess wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Der angenommene 
jährliche Pro-Kopf- Wohnflächenzuwachs könnte aufgrund einer immer 
stärker wirksam werdenden demografischen Entwicklung mit einer er-
heblichen Zunahme von Singlehaushalten aufgrund der Alterung noch 
höher ausfallen und damit den Bedarf an Wohnflächen noch steigern. 
Um den demografischen Wandel in seiner Geschwindigkeit zu brem-
sen, sollen mit Baulandangeboten Entwicklungsspielräume geschaffen 
werden, damit „junge Haushalte“ Immobilien erwerben können und in 
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der Stadt bleiben bzw. aufgrund des Angebotes nach Leverkusen zie-
hen.  

Wenn die Stadt Leverkusen die heutige Einwohnerzahl bis zum Jahr 
2020 halten will bzw. sogar leicht wächst, muss sie als Wohnstandort 
attraktiver werden und zielgruppenorientiert Wohnangebote schaffen. 
"Leverkusen soll als attraktiver Wohnstandort in der Region gestärkt 
werden und dadurch die Bevölkerungsentwicklung stabil halten. Dem 
Abwanderungstrend insbesondere junger Familien soll entgegengewirkt 
werden“ (vgl. Handlungsprogramm Wohnen sowie Erläuterungsbericht 
FNP). Durch ein entsprechendes Angebot versucht Leverkusen, Haus-
halte mit Eigentumswünschen in der Stadt zu halten.  

Das neue Wohnbaugebiet ist deshalb von großer Bedeutung für die 
weitere Entwicklung Leverkusens als Wohnstandort, zumal diese Flä-
chen durch die Stadt selbst kurzfristig für Erschließungsträger ausge-
schrieben und dem Markt zur Verfügung gestellt werden können. 

Eine Vorabbindung an Bauträger oder Investoren besteht nicht. Die 
Grundstücke werden auf dem freien Grundstücksmarkt angeboten oder 
ausgeschrieben. 

Zu 4.) 

Die Straße Am Steinberg war zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteili-
gung der Öffentlichkeit noch mit der bestehenden Breite von 7,5 m bis 
11,0 m vorgestellt worden. Im Laufe des Verfahrens ist eine Verbreite-
rung geplant worden:  

Die Straße Steinberg erhält zukünftig eine Fahrbahnbreite von 6,0 m. 
Bei dieser Breite ist der Begegnungsverkehr Bus/Bus bzw. Lkw/Lkw bei 
verminderter Geschwindigkeit (Tempo 30) möglich. Dies entspricht den 
Zielen des Bebauungsplans zur Steigerung der Aufenthaltsqualität und 
zur Verminderung der Lärmbelastung, die Geschwindigkeit auf der 
Straße „Am Steinberg“ zu reduzieren. 

Zu 5.)  

In den Wohngebieten werden bei jedem der 34 privaten Wohngebäude 
2 Abstellmöglichkeiten (Garage und Stellplatz) erforderlich. Entspre-
chend des im Verkehrsgutachten ermittelten Bedarfs werden mindes-
tens 12 öffentliche Parkplätze für den Besucherverkehr hergestellt.  

Für die Kindertagesstätte sind entsprechend des im Verkehrsgutachten 
ermittelten Bedarfs 12 Stellplätze für Beschäftigte und 12 Stellplätze für 
Besucher vorhanden. Die Feuerwehr erhält 19 Stellplätze für Beschäf-
tigte und Besucher. Diese Zahlen entsprechen den ermittelten Bedarfen 
und stellen sicher, dass kein zusätzlicher Parkdruck entsteht.  

Zu 6.) 

Die Ansiedlung einer Kindertagesstätte in Nachbarschaft von einem 
allgemeinen Wohngebiet ist allgemein zulässig und führt nicht zu städ-
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tebaulichen oder immissionsschutzrechtlichen Konflikten. Die Kinderta-
gesstätte deckt auch die Bedarfe der umgebenden Wohnbebauung mit 
ab. Sie liegt verkehrsgünstig und ist gut erreichbar. Die Geräuschent-
wicklung ist auf den Tagzeitraum beschränkt und für die angrenzende 
Wohnbebauung zumutbar.  

Zu 7.) 

Auf dem Gelände der Feuer-/Rettungswache werden keine Gefahrstof-
fe/Giftstoffe in nennenswerten Mengen gelagert. Betriebsstoffe für 
Fahrzeuge oder Öle und Fette zur Wartung/Reparatur sind nur in klei-
nen Mengen vorhanden und werden entsprechend den Vorschriften 
gelagert. Eine Gefährdung der Umwelt und der Anwohner ist nicht ge-
geben.  

Zu 8.) 

Der in der Aufstellung befindliche Landschaftsplan berücksichtigt das 
zukünftige Baugebiet. Die Entwicklungsziele für den Freiraum werden 
durch die Maßnahmen für die Ausgleichsfläche erfüllt. Gerade durch die 
Höhenbeschränkungen der Gebäude und die Flachdächer wird der 
Eingriff in das Landschafts- und Ortsbild minimiert. Das Ortsbild wird 
nicht nur durch einige Einzelhäuser sondern auch durch die angren-
zende Großsiedlung geprägt.  

Zu 9.) 

Die dauerhafte Pflege und der Erhalt der Ausgleichsmaßnahmen sind 
im Rahmen der Erschließungsvertrages/Kaufvertrages bzw. über die 
Baugenehmigungsverfahren sichergestellt.  

Zu 10.) 

Die Reduzierung der Flächen des Nahrungshabitats des Steinkauzes 
wurde im Rahmen der artenschutzrechtlichen Untersuchung zum Be-
bauungsplan thematisiert und durch den Fachgutachter als nicht be-
denklich eingestuft, soweit durch dargestellt Maßnahmen (Feldgehölze, 
Hecken, Streuobstgehölze etc.) die Lebensraumfunktionen im Rahmen 
des Bebauungsplans für den Steinkauz – und damit auch für die übri-
gen festgestellten planungsrelevanten Arten - gesichert werden.  

Die Untere Landschaftsbehörde hat die Ergebnisse der artenschutz-
rechtlichen Untersuchung anerkannt und den Maßnahmen zuge-
stimmt.Zu 11.) 

Innerhalb des Bebauungsplans sind keine weiteren Baugebiete geplant. 
Planungen an anderen Orten sind nicht Gegenstand dieses Verfahrens 
und unterliegen nicht dieser Abwägung. 

Zu 12.) 

Die Planungsdurchführung wird die bisherigen positiven lufthygienisch-
stadtklimatisch Eigenschaften des Plangebiets beeinträchtigen. Auf-
grund der geplanten Bebauungsart mit relevanten Grünanteilen und 
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wegen des insgesamt mäßigen Bodenversiegelungsgrads, werden die 
ursprünglichen Merkmale eines vorteilhaften Freiland-Klimatops nicht 
gänzlich verloren gehen. Es findet hier eine Verschiebung in Richtung 
Gartenstadt-Klimatop statt – was u.a. mit der Abschwächung der Kalt- / 
Frischluftbildung gleichzusetzen ist. Da sich das Plangebiet im ländlich 
geprägten kühleren und feuchteren Osten des Stadtgebiets befindet, 
wird dies insgesamt zu keiner signifikanten Verschlechterung der luft-
hygienisch-stadtklimatischen Standortbedingungen führen. Die östlich 
gelegene Frisch-/Kaltluftschneise wird durch die Bebauung nicht direkt 
tangiert. Die erwartete Beeinflussung des lokalen Windfelds kann auf-
grund der schon vorhandenen Hochhausbebauung der Umgebung als 
gering bezeichnet werden. 

Zu 13.) 

Die Umsetzbarkeit der Planung ist gesichert. Die Eigentümer- und 
Pachtverhältnisse sind geklärt bzw. werden im Rahmen privatrechtli-
cher Verträge oder einer vereinfachten Umlegung geklärt.  

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird teilweise in Bezug auf Punkt 4 „Straßenbreite“ 
gefolgt. 
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A 3 Gerd-Jochen Sturm 
A 4 Martina Sturm  

A 5  Benedikt Rees  

A 6  Dietmar Wünsche 

A 7 Dorothee Wächter-Morgenstern 

A 8  Michael Thibor 

A 9  Heinz-Dieter Sempert 

A 10  Michael Strohalm 

A 11  Katrin Rehse 

A 12  Ina Schillings 

A 13  Ute Schröder 

A 14  Dieter Schwiese 

A 15  Rolf Offermann 

A 16  Irmgard u. Günter Oppermann 

A 17  Erich Otzdorff 

A 18  Eheleute Rolf Morawietz 

A 19  Rainer Morgenstern 

A 20  Julia und Vincenzo Fattore 

A 21  Martina Fischer 

A 22  Frank Frohnert, Ute Pfeffer-Frohnert 

A 23  Stefan Fuchs 

A 24  Christiane Grice 

A 25  Gerd Haase 

A 26  Brigitte Hause 

A 27  Georg Heidkamp 

A 28  Gabriele, Björn, Mark Klapproth 

A 29  André und Tamara Klaus 

A 30  Volker Koenen 

A 31  Helmut und Marlies Kolleker 

A 32  Marianne Ackermann 

A 33  Heinz Boden 

A 34  Olaf Boldt 

A 35  Claus Peter Brandt 

A 36  Bernhard Claus 

A 37  Gabi Weber 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Die eingereichten Stellungnahmen sind inhalts- und wortgleich (Kopie 
mit jeweils eigener Anschrift) mit der „Liste der Einwendungen“ der Stel-
lungnahme A 2 Sylvia und Michael Lamczyk. 

Auf die Stellungnahme der Verwaltung zu A 2 zur „Liste der Einwen-
dungen“ wird verwiesen. 

Den Bürgern und Bürgerinnen wird das Ergebnis der Abwägung zur 
Stellungnahme A 2 „Liste der Einwendungen“ gleichlautend einzeln 
mitgeteilt. 

 

 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Der Stellungnahme wird teilweise in Bezug auf Punkt 4 „Straßenbreite“ 
gefolgt. 
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I/B Äußerungen von Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange 

B 1  

Bezirksregierung Düsseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst  
vom 25.06.2012 
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Stellungnahme der Verwaltung 

Die Fläche der Rettungswache, für die ein Kampfmittelverdacht be-
stand, wurde geräumt. Kampfmittel wurden nicht geborgen. Da für den 
restlichen Bereich des Bebauungsplans ein Kampfmittelverdacht nicht 
ausgeschlossen werden kann, erhält der Bebauungsplan folgenden 
Hinweis: 

Gemäß Erkenntnis des Kampfmittelbeseitigungsdienstes NRW kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass Kampfmittel im Boden vorhanden 
sind. Es wird empfohlen, vor Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen 
Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgründungen etc. eine Sicher-
heitsüberprüfung durchzuführen. Sämtliche Arbeiten sind mit Vorsicht 
durchzuführen. Sie sind sofort einzustellen, sobald im Boden auf Wi-
derstand gestoßen wird. In diesem Falle ist umgehend die Ordnungs-
behörde, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittel-
beseitigungsdienst NRW zu benachrichtigen. 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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